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10. Juni 2024 

Silvia Engels im Gespräch mit Manfred Weber, CSU, EVP Fraktionschef 

Engels: Ihr EVP-Lager stellt im neuen EU-Parlament wieder die größte Fraktion, aber euro-

päische Parteien am rechtsextremen Rand haben hinzugewonnen, in Frankreich am stärks-

ten, aber auch in Italien. Auch die AfD in Deutschland steigt. Haben Sie eine Erklärung? 

Weber: Zunächst freuen wir uns über unser Wahlergebnis. Das darf man dazusagen, weil 

wir die einzige Partei der Mitte sind, der demokratischen Mitte, die zugelegt hat. Alle anderen 

Parteien haben verloren und das bestätigt auch unseren Kurs, nämlich die Sorgen der Men-

schen ernstnehmen ist das beste Bollwerk gegen die Rechtsradikalen. Da haben wir davon 

profitiert und Vertrauen gewonnen. 

In der Grunddiskussion, wie kann man den Rechtspopulismus und Radikalismus stoppen – 

wir müssen uns um die Sorgen kümmern. Die Menschen haben nach wie vor klare Erwar-

tungshaltungen in Sachen Migrationskontrolle oder beispielsweise auch der Thyssen-Krupp-

Mitarbeiter hat Sorge, wie wir mit den Stahlimporten aus China umgehen, um seinen Arbeits-

platz zu retten. Diese Themen wurden von der Linken zu wenig adressiert. Wir müssen uns 

um die Themen kümmern, dann haben wir auch beste Chancen, Populismus kleinzuhalten. 

Engels: Kritiker werfen Ihnen aber auch vor, dass Sie und auch Ihre Spitzenkandidatin Ur-

sula von der Leyen sich nicht deutlich genug von den europäischen Parteien, die am rechten 

Rand stehen, distanziert hätten, vorneweg eben nicht von den Fratelli d’italia, und dadurch 

hätten Sie sie weiter gestärkt. Was entgegnen Sie? 

Weber: Ich bin ein Stück weit enttäuscht von dieser Argumentation der Linken, die ja euro-

paweit eine Abfuhr bekommen hat. Die deutsche Ampel ist abgewählt worden, aber auch eu-

ropaweit sind Sozialdemokraten, Grüne vor allem und auch Macrons liberale Partei massiv 

unter Druck und sie zählen zu den Wahlverlierern. Meine Partei, die Europäische Volkspartei 

hat klargestellt, dass dieses Europa unser Europa ist. Es ist von Adenauer, de Gasperi, 

Schumann aufgebaut. Helmut Kohl hat den Euro eingeführt. Wir haben das Stück für Stück 

geschaffen, das heutige Europa, und deswegen sind wir in der ersten Reihe, wenn es darum 

geht, die Höckes dieser Welt, die Europa beschädigen und gar zerstören wollen, aufzuhal-

ten. Wir werden unser Europa verteidigen und da gibt es ja bei Personen wie bei Ursula von 

der Leyen und auch bei mir überhaupt keinen Zweifel. Zeit unseres Lebens haben wir für die-

ses Europa geworben und gekämpft und das werden wir auch heute tun. 

Engels: Personen – da sprechen Sie ein wichtiges Stichwort an. Es geht jetzt um die Wie-

derwahl von Ursula von der Leyen als Kommissionspräsidentin. Sie werden wohl von den 

720 Sitzen im EU-Parlament mit der EVP 184 belegen. Das ist die größte Fraktion. Aber es 

reicht alleine nicht. Auf das liberale Lager im EU-Parlament können Sie sich wohl verlassen, 

wenn es um die Wiederwahl von von der Leyen geht, aber das reicht nicht. Sie wollen nun 
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mit dem sozialdemokratischen Lager und den Grünen sprechen, um sie für eine Unterstüt-

zung von der Leyens zu gewinnen. Was bieten Sie inhaltlich an? 

Weber: Zunächst mal besteht Europa darin, dass die drei großen Parteienfamilien, die 

Christdemokraten, die Sozialdemokraten und die Liberalen, Europa stabilisieren und Europa 

auch in die Zukunft führen, und genau das bieten wir jetzt an. Ursula von der Leyen hat das 

deutlichgemacht, ich als Parteichef der EVP mache das deutlich. Wir wollen die Zusammen-

arbeit in der Mitte, um Europa eine gute Zukunft zu geben, und dafür ist es notwendig im ers-

ten Schritt, dass wir auf der Seite des europäischen Rates klare Zusagen bekommen, klare 

Aussagen bekommen. Konkret muss jetzt Olaf Scholz Ursula von der Leyen auch als deut-

sche Kommissarin vorschlagen, als Kommissionspräsidentin unterstützen, als Chef der größ-

ten sozialdemokratischen Partei in Europa, und Emmanuel Macron für die Liberalen. Auch 

da fehlt die klare Aussage, dass er Ursula von der Leyen im zweiten Mandat unterstützt. 

Nächsten Montag, heute in einer Woche ist informeller Gipfel und ich würde mir wünschen, 

dass wir bis dahin Klarheit haben, dass die anderen beiden Parteien unsere ausgestreckte 

Hand annehmen. 

Engels: Da hat aber gerade die deutsche SPD schon klare Bedingungen auf den Tisch ge-

legt, nämlich dass die Gespräche der EVP gerade mit den Parteien rechts von der EVP nicht 

stattfinden, das heißt eine klare Abgrenzung von den Fratelli d’itali zum Beispiel, bei denen 

bis jetzt nicht ausgeschlossen wurde, dass Sie auch auf deren Stimmen setzen wollen. Hal-

ten Sie sich an diese Bedingung der Sozialdemokraten? 

Weber: Na ja. Wir haben von den Liberalen und Sozialdemokraten immer wieder gehört, 

man müsse jetzt die Demokratie verteidigen, und deswegen erlauben Sie mir zu insistieren, 

dass jetzt bei dieser Frage zunächst mal im Raum steht, akzeptieren die beiden Parteien, 

dass der Wahlgewinner den Kommissionspräsidenten stellen muss und kann. Das ist die 

Grundfrage, wenn es um die Demokratie geht. Die Wähler Europas haben gesprochen. Es 

haben mehr als 100 Millionen Menschen gestern abgestimmt. Dieses Wahlergebnis, dass 

wir die einzige Partei sind, die hinzugelegt hat und die auch eine klare Spitzenkandidatin und 

eine überzeugende Persönlichkeit auch nominiert haben mit Ursula von der Leyen, das steht 

jetzt zunächst mal im Mittelpunkt. Ich möchte darauf hinweisen, dass es ohne die Zusam-

menarbeit mit der EVP keine alternativen Mehrheiten im Europäischen Parlament gibt. Ent-

weder wir akzeptieren dieses Ergebnis, oder es werden unsichere Zeiten, Instabilität auf uns 

zukommen. Wir haben als Sozialdemokraten, Liberale und Europäische Volkspartei über 55 

Prozent der Mandate im Europäischen Parlament. Das heißt, es wird schon eine solide 

Mehrheit da geben. Um das geht es die nächsten Tage, dass diese Stabilität gewährleistet 

wird, und da erhoffe ich mir jetzt klare Aussagen, zügigst klare Aussagen. 

Engels: Aber klare Aussagen wünscht man sich auch von Ihnen. Setzen Sie auch auf Stim-

men der Fratelli d’italia bei der Wiederwahl von Ursula von der Leyen? 

Weber: Wir haben als Europäische Volkspartei mehrfach unsere rote Linie deutlichgemacht. 

Wir werden nicht zusammenarbeiten mit Parteien, die Europa in Frage stellen. Wir haben 

klargemacht, dass wir nicht zusammenarbeiten werden mit welchen, die die Unterstützung 
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der Ukraine, den Kampf gegen Putin in Frage stellen, und wir haben klargestellt, dass wir 

den Rechtsstaat verteidigen. Ich werde die Tage Gespräche führen mit der ungarischen Op-

position, die tausende von Menschen auf die Straßen gebracht hat, in Ungarn jetzt ein tolles 

Ergebnis erreicht hat, gegen Viktor Orbán, gegen Fidesz, und diese neue Partei möchte Mit-

glied meiner Fraktion werden, der christdemokratischen Fraktion. Das ist das, was unsere 

DNA ausmacht. Auch in Polen ist Donald Tusk, mein Vorgänger als EVP-Parteivorsitzender, 

der, der Polen zurückbringt nach Europa. Deshalb gibt es überhaupt keinen Zweifel, wo die 

EVP steht, und wir bieten jetzt Sozialdemokraten und Liberalen die ausgestreckte Hand an 

und ich warte auf eine Rückmeldung. 

Engels: Pro EU, pro Ukraine, pro Rechtsstaat, das sind Ihre Bedingungen, das ist bekannt. 

Nun wenden ja Kritiker ein, Melonis Versuche von Einschränkungen der Medien in Italien o-

der ihre Verfassungsänderungspläne in Italien würden an ihrer Rechtsstaatsauffassung dann 

doch Zweifel lassen. Sie sehen das nicht so? 

Weber: In ganz Europa werden wir den Rechtsstaat verteidigen und da gibt es überhaupt 

keine Frage für uns. Ich bin, ehrlich gesagt, etwas überrascht, dass wir nur in diesen Medien-

gesprächen über Meloni reden. Es hat ganz Europa abgestimmt und ich sage ausdrücklich 

noch mal dazu, es gibt einen zweiten konservativen Regierungschef in Europa. Das ist Petr 

Fiala, der tschechische Premierminister, der gegen den korrupten Babis jetzt kämpft in 

Tschechien. Übrigens Babis ist Mitglied der Liberalen-Fraktion von Christian Lindner. Das ist 

die Lage, die wir in Tschechien haben, wo eine konservative Partei unter Petr Fiala für den 

Rechtsstaat, für Europa kämpft in diesem Zusammenhang. Und deswegen: Europa ist viel-

fältig. Europa hat verschiedenste Fassetten. In jedem Land haben wir eine andere politische 

Lage. Unsere drei Prinzipien stehen und die Bürger wissen – das haben sie gestern auch ge-

zeigt mit der starken Unterstützung für uns -, dass sie sich auf die EVP, auf Ursula von der 

Leyen und mich dabei verlassen können. 

Engels: Herr Weber, wir müssen heute Morgen noch nach Frankreich schauen. Dort hat 

Präsident Macron überraschend Neuwahlen für die Nationalversammlung angekündigt, als 

Reaktion darauf, dass der Rassemblement National, die Rechtsaußenpartei von Marine Le 

Pen, mit gut 30 Prozent noch einmal bei den EU-Parlamentswahlen zugelegt hat. Wie sehen 

Sie diesen Schritt von Macron? 

Weber: Er kam sehr überraschend, ist aber eine nationale Entscheidung, die zu respektieren 

ist, dass Emmanuel Macron für die Schlussphase seines Mandats als Präsident auch klare 

Mehrheiten und klare Aussagen der Franzosen sich erbittet, und die Franzosen haben dann 

das Wort. Ich stelle etwas überrascht fest, dass wir in Frankreich und auch in den Niederlan-

den, wo bisher Liberale regiert haben, die höchsten Ergebnisse für Rechtspopulisten und 

Rechtsradikale haben. Das ist etwas, wo man schon ablesen kann, wer denn im Kampf ge-

gen diese Strömungen am besten überzeugt. Und ich bleibe dabei: Wir müssen ran an die 

Inhalte und das wird auch für mich die nächsten fünf Jahre die zentrale Botschaft sein. Wir 

müssen die Sorgen, die Probleme der Menschen aufgreifen. Wir dürfen keine taktischen De-
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batten führen, sondern wir müssen inhaltliche Debatten führen, um die Menschen zurückzu-

gewinnen. Und wenn wir Probleme lösen, beispielsweise die hohe illegale Zuwanderung zu 

reduzieren, dann werden die Menschen auch wieder zurückkommen zur politischen Mitte. 

Äußerungen unserer Gesprächspartner geben deren eigene Auffassungen wieder. Der 

Deutschlandfunk macht sich Äußerungen seiner Gesprächspartner in Interviews und Diskus-

sionen nicht zu eigen. 

 

 


